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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung eriassenen Sechsunddreißigsten 
Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/5259 — 

zu der von der Bundesregierung eriassenen Dreiundfünfzigsten 
Verordnung zur Änderung der Einfuhriiste — 

Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz 

— Drucksache 7/5289 — 


A. Problem 

Bei dem Außenwirtschaftsrecht haben sich eine Reihe von 
Änderungen ergeben. 

B. Lösung 

Die Außenwirtschaftsverordnung und die Einfuhrliste sollen 
deshalb auf den neuesten Stand gebracht werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnungen nicht. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Zeyer 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages an den Ausschuß für Wirtschaft zur Bera- 
tung überwiesen. Es handelt sich um sogenannte 
Nachlauf-Verordnungen, bei denen der Deutsche 
Bundestag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die Aufhebung innerhalb einer Frist von 
vier Monaten nach Verkündung der Verordnungen 
verlangen kann. 

Die Sechsunddreißigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschafts-Verordnung führt eine Ein- 
fuhrkontrollmeldung für die Einfuhren von Strumpf- 
hosen aus Italien ein, um einen genauen Überblick 
über Umfang und Art der Einfuhren zu erhalten, 
die in letzter Zeit den Absatz und die Beschäftigung 


Bonn, den 23. Juni 1976 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Zeyer 

Vorsitzender Berichterstatter 


der deutschen Unternehmen erheblich beeinträch- 
tigen. 

Die Dreiundfünfzigste Verordnung zur Änderung der 
Einfuhrliste bringt im wesentlichen die Angleichung 
des nationalen Rechts an die im Rahmen des Welt- 
textilabkommens von der EWG mit bestimmten Ex- 
portländern geschlossenen Selbstbeschränkungsab- 
kommen sowie die Liberalisierung einer großen Zahl 
von Warenpositionen im Handel mit den Ost- 
ländem, die seit längerer Zeit de facto liberalisiert 
waren und bei denen Schutzmaßnahmen zugunsten 
der inländischen Wirtschaft nach den Erfahrungen 
der letzten Jahre nicht mehr erforderlich sind. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich das 
Flohe Haus, von dem dem Bundestag zustehenden 
Aufhebungsverlangen keinen Gebrauch zu machen. 
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